
Aktenzeichen: 2 AZR 552/95 
Bundesarbeitsgericht 2. Senat Urteil vom 10. Oktober 1996 

- 2 AZR 552/95 -
I. Arbeitsgericht 

Ber .1 in
Urteil vom 22. September 1994 
- 90 Ca 12357/94 -

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 11. Mai 1995 
- 7 Sa 146/94 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse- : Nein 
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Ordentliche Arbeitgeberkündigung gegenüber einem Hochschuldo­
zenten wegen Nichtbeantwortung von Fragen in einem Personal­
fragebogen nach früherer Tätigkeit für das Ministerium für 
Staatssicherheit der DDR

Gesetz:
KSchG § 1 Abs. 2; PersVG 
108 Abs. 2

Berlin §§ 84, 89 Abs. 1; BPersVG §

Leitsätze:
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Im Namen des Volkes!

2 AZR 552/95 
7 Sa 146/94 Berlin

Verkündet am 
10. Oktober 1996

U r t e i l
J a t  Z , i ’ • j ' hReg.-Hauptsekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 Abs. 2 
ZPO in der Sitzung am 10. Oktober 1996 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Etzel, die Richter Bitter und Dr. Fischermeier sowie 
den ehrenamtlichen Richter Piper und die ehrenamtliche Richterin 
Nipperdey für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 11. Mai 
1995 - 7 Sa 146/94 - aufgehoben.

2. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil 
des Arbeitsgerichts Berlin vom 22. September 
1994 - 90 Ca 12357/94 - wird zurückgewiesen.

3. Die Beklagte hat auch die Kosten der Rechts­
mittelinstanzen zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der am 20. November 1951 geborene Kläger war seit dem 1. Au­
gust 1975 bei der Beklagten beschäftigt. Mit Wirkung vom 1. Fe­
bruar 1988 wurde er zum Hochschuldozenten berufen.

Am 18. April 1991 unterschrieb der Kläger einen Personalfra­
gebogen, in dem er zu den Fragen unter Nr. 1 bis Nr. 17 die er­
forderlichen Angaben machte, in dem er aber die Fragen unter Nr. 
18 bis Nr. 20 nicht beantwortete. Unter Nr. 19 wäre zu den Fra­
gen, ob der Arbeitnehmer für das frühere Ministerium für Staats­
sicherheit der DDR (MfS) tätig gewesen sei, ob er von dort finan­
zielle Zuwendungen erhalten habe und ob er eine Verpflichtungser­
klärung zur Zusammenarbeit mit dem MfS unterschrieben habe, je­
weils ein Ja oder ein Nein anzukreuzen gewesen. Vor der Unter­
schrift enthält der Fragebogen folgende Erklärung: "Ich versiche­
re nach bestem Wissen und Gewissen, vorstehende Angaben vollstän­
dig und wahrheitsgemäß gemacht zu haben. Es ist mir bekannt, daß 
falsche Angaben die Entlassung nach sich ziehen können."
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Mitte September 1992 erhielt die Beklagte einen Einzelbe­
richt des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicher­
heitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
vom 9. September 1992, aus dem sich ergab, daß der Kläger im Sep­
tember 1981 vom MfS als IMK (Inoffizieller Mitarbeiter für Siche­
rung der Konspiration) erfaßt worden war, daß der Kläger sich in 
einer von ihm am 8. September 1981 geschriebenen und unterschrie­
benen Erklärung zur Zusammenarbeit mit dem MfS bereit erklärt und 
sich für diese Zusammenarbeit deh Decknamen Albert gegeben hatte, 
daß er am 22. September 1981 unter diesem Decknamen einen Bericht 
geschrieben hatte, daß der Führungsoffizier am 30. September 
1982, 14. Oktober 1982 und 5. November 1982 je einen Treffbericht 
erstellt hatte und daß die Zusammenarbeit anschließend einge­
stellt worden war.

Auf den Bericht des Bundesbeauftragten hin wurde der Ehren­
ausschuß der Beklagten mit der Anhörung des Klägers und der Er­
stellung eines Votums über die Zumutbarkeit oder Unzumutbarkeit 
der Fortsetzung des Beschäftigungsverhältnisses beauftragt. Der 
Ehrenausschuß hörte den Kläger Mitte November 1992 an und stellte 
sein Votum zurück, um beim Bundesbeauftragten durch eine erwei­
terte Recherche Unklarheiten des Einzelberichtes vom 9. September 
1992 auszuräumen. Unter dem 5. Oktober 1993 teilte der Bundesbe­
auftragte mit, daß die erweiterte Recherche nicht zu weiteren Er­
gebnissen oder Erkenntnissen geführt habe.

Die Personalkommission der Beklagten stellte in ihrer 55. 
Sitzung am 16. September 1993 fest, daß sie als kündigungsberech­
tigtes Gremium.erst jetzt von dem Verschweigen der Zusammenarbeit
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des Klägers mit dem früheren MfS im Personalfragebogen erfahren 
habe, und beschloß einstimmig, das Beschäftigungsverhältnis des 
Klägers zur Beklagten wegen mangelnder persönlicher Eignung und 
Verschweigens der Zusammenarbeit zu kündigen und die Präsidentin 
mit der Durchführung dieses Beschlusses zu beauftragen.

Nachdem die Beklagte noch im September 1993 das personalver­
tretungsrechtliche Beteiligungsverfahren eingeleitet und der Per­
sonalrat am 28. Oktober 1993 Einwände gegen die beabsichtigte 
Kündigung erhoben hatte, kam es nicht zum Ausspruch einer Kündi­
gung - nach der Behauptung der Beklagten deswegen nicht, weil die 
Struktur- und Berufungskommission im Herbst 1993 die Übernahme 
des Klägers auf eine Dauerstelle empfohlen und weil es bis Mitte 
Februar 1994 Überlegungen und Verhandlungen über den Abschluß 
eines Aufhebungsvertrages und die befristete Weiterbeschäftigung 
des Klägers außerhalb der Humboldt-Universität gegeben hatte.

Mit Schreiben vom 8. März 1994 bat der Leiter der Personal­
abteilung der Beklagten den Personalrat "im Rahmen der Mitwirkung 
um Zustimmung" zur Kündigung des Klägers. Der Personalrat nahm zu 
dem Antrag der Beklagten keine Stellung.

Mit Schreiben vom 28. März 1994 kündigte die Beklagte das 
Arbeitsverhältnis fristgemäß zum 30. September 1994, hilfsweise 
zum nächstmöglichen Kündigungstermin. Zur Begründung gab sie an, 
die weitere Zusammenarbeit mit dem Kläger sei ihr nicht zumutbar, 
weil er seine Kontakte mit dem MfS im Personalfragebogen nicht 
angegeben und damit seine Arbeitgeberin in einer entscheidungser­
heblichen Frage getäuscht habe.
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Mit seiner am 18. April 1994 beim Arbeitsgericht eingegange­
nen Klage hat sich der Kläger gegen diese Kündigung gewandt. Er 
hat die Auffassung vertreten, die Kündigung sei sozial ungerecht­
fertigt. Die Abgabe der Verpflichtungserklärung und seine Betäti­
gung für das MfS seien nach Zeit, Inhalt und sonstigen Umständen 
nicht geeignet, eine Kündigung zu begründen. Dies habe auch die 
Beklagte selbst so gesehen. Die bloße Nichtbeantwortung entspre­
chender Fragen im Personalftagebogen stehe einer Falschbeantwor­
tung nicht gleich. Die Zulässigkeit derartiger Fragen sei damals 
streitig gewesen. Zudem habe die Beklagte ein etwaiges Kündi­
gungsrecht verwirkt. Den Bericht des Bundesbeauftragten habe er 
im Kollegenkreis verteilt und sich öffentlich dazu geäußert. Ihm 
sei nicht mitgetei.lt worden, daß ein weiteres Auskunftsersuchen 
an den Bundesbeauftragten gerichtet werde. Mit einer Kündigung 
habe er schon deswegen nicht mehr gerechnet und auch nicht zu 
rechnen brauchen, weil ihm mit Schreiben des Wissenschaftlichen 
Landesprüfungsamtes vom 30. Juli 1993 mitgeteilt worden sei, daß 
er als Prüfer bei Ersten Staatsprüfungen für das Fach Mathematik 
von Fall zu Fall bestellt werden würde.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß das ArbeitsVerhältnis durch 
die Kündigung vom 28. März 1994 - zugegangen am 
31. März 1994 - nicht aufgelöst worden sei.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.
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Sie hat die Ansicht vertreten, die Kündigung sei sowohl aus 
Gründen in der Person als auch aus Gründen im Verhalten des Klä­
gers sozial gerechtfertigt. Weder hinsichtlich der früheren MfS- 
Tatigkeit des Klägers noch hinsichtlich des Verschweigens dieser 
Tätigkeit im Personalfragebogen sei ihr Kündigungsrecht verwirkt. 
Die Anhörung des Klägers im November 1992 habe wegen des Wider­
spruchs zwischen den Angaben des Klägers und der Auskunft des 
Bundesbeauftragten eine erneute Anfrage bei dem Bundesbeauftrag­
ten erforderlich gemacht. Erst als der weitere Bericht des Bun­
desbeauftragten bis zum September 1993 nicht eingetroffen gewesen 
sei, habe die Personalkommission den Beschluß über die ordentli­
che Kündigung gefaßt. Erst zu diesem Zeitpunkt könne ein Beginn 
der Verwirkungsfrist angenommen werden. Die von September 1993 
bis zur Kündigung Ende März 1994 vergangene Zeit von etwa sechs 
Monaten reiche für eine Verwirkung nicht aus. Selbst wenn aber 
lediglich auf die Falschangabe im Personalfragebogen für eine 
(verhaltensbedingte) Kündigung abzustellen sei, sei keine Verwir­
kung ihres Kündigungsrechts anzunehmen, denn der Kläger habe seit 
seiner Anhörung vor dem Ehrenausschuß zu keinem Zeitpunkt darauf 
vertrauen dürfen, daß sie, die Beklagte, die frühere Betätigung 
des Klägers für das MfS nicht (mehr) zur Beendigung seines Ar­
beitsverhältnisses heranziehen werde. Im Anschluß an seine Anhö­
rung vor dem Ehrenausschuß im November 1992 sei dem Kläger mitge­
teilt worden, daß ein weiteres Auskunftsersuchen an den Bundesbe­
auftragten gerichtet worden sei und daß der Ehrenausschuß erst 
nach Eingang einer Antwort endgültig über die Frage einer Kündi­
gung befinden werde. Ende 1993 habe sie dann zunächst davon aus­
gehen können, daß aufgrund von Bemühungen um einen Arbeitsplatz
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für den Kläger außerhalb der Universität und um den Abschluß 
eines Aufhebungsvertrages eine Kündigung vermeidbar sein werde.

Das ^Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Beru­
fung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht die Klage abge­
wiesen .

Mit seiner vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision 
begehrt der Kläger die Wiederherstellung des Urteils des Arbeits­
gerichts .

E n t s c h e i d u n a s a r ü n d e  :

Die zulässige Revision des Klägers ist begründet. Die strei­
tige Kündigung ist sozial ungerechtfertigt und deshalb unwirksam 
(§ 1 Abs. 1 und 2 KSchG).

1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Kündigung sei 
sozial gerechtfertigt, weil der Kläger wegen der mangelhaften Be­
antwortung der zulässigen Fragen unter Nr. 19 des Personalfrage­
bogens für eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst persönlich nicht 
geeignet sei. Die Nichtbeantwortung stehe der Falschbeantwortung 
gleich, eine Verpflichtung oder Obliegenheit der Beklagten zur 
nochmaligen Beantwortungsaufforderung habe nicht bestanden. Daß 
er die Fragen schon damals für unzulässig gehalten habe, habe der 
Kläger nicht behauptet, im übrigen gehe insoweit ein etwaiger 
Irrtum zu seinen Lasten. Die Unaufrichtigkeit des Klägers habe 
das für ein Arbeitsverhältnis notwendige Vertrauen in ihn zer­
stört und mache die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses unzu-

8

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


mutbar.

-  8 -

Die Beklagte habe ihr Kündigungsrecht auch nicht verwirkt.
Es fehle hierfür schon am Zeitmoment, weil die Personalkommission 
erst kurz vor dem 16. September 1993 von dem vorgenannten Kündi­
gungsgrund Kenntnis erlangt habe. Im übrigen fehle es auch am Um­
standsmoment, weil der Kläger nicht auf das Ausbleiben einer Kün­
digung habe vertrauen dürfen und weil er sich nicht nach außen 
erkennbar hierauf eingestellt habe. Insoweit könne er sich auf 
die Bestellung zum Prüfer nicht berufen, denn diese sei nicht 
durch die Beklagte erfolgt.

Schließlich hat das Landesarbeitsgericht auch die Beteili­
gung des Personalrats für ordnungsgemäß erachtet.

II. Dem folgt der Senat nur teilweise in der Begründung. Im Er­
gebnis hält das Urteil des Landesarbeitsgerichts den Angriffen 
der Revision nicht stand.

1. Was die Nichtbeantwortung der einschlägigen Fragen im Perso­
na .1 fragebogen angeht, so hat das Landesarbeitsgericht die Betei­
ligung des Personalrats vor Ausspruch der streitigen Kündigung 
mit Recht für ordnungsgemäß angesehen. Seine Ausführungen hierzu 
lassen keinen Rechtsfehler erkennen und die Revision hat hierzu 
auch keine Rügen erhoben. Bedenklich könnte insoweit allenfalls 
sein, daß in dem Schreiben der Beklagten vom 8. März 1994 fälsch­
lich angegeben wurde, der Kläger habe im Personalfragebogen eine 
frühere Tätigkeit für das MfS verneint. Die Beklagte hat jedoch,
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ohne daß der Kläger dies bestritten hätte, hinreichend vorgetra­
gen, der Personalrat habe Kenntnis davon gehabt, daß es um die 
Nichtbeantwortung der Fragen im Fragebogen gehe.

2. Auch die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts zur Frage 
der Verwirkung des Kündigungsrechts lassen1 keinen durchgreifenden 
Rechtsfehler erkennen. Zwar erscheint zweifelhaft, ob hinsicht­
lich des Zeitmoments allein auf die Kenntnis der Personalkommis­
sion abgestellt werden kann. Auch dürfte entgegen der Ansicht des 
Landesarbeitsgerichts eine Verwirkung hinsichtlich eines einzel­
nen von mehreren Kündigungsgründen durchaus möglich sein; so kann 
etwa einem Nachschieben von Kündigungsgründen Verwirkung entge­
genstehen, wenn der Gekündigte die berechtigte Erwartung haben 
darf, der Kündigende wolle sich auf die zunächst angegebenen Kün­
digungsgründe beschränken (vgl. KR-Hillebrecht, 4. Aufl., § 626 
BGB Rz 137a, m.w.N.). Im Ergebnis ist es jedoch nicht zu bean­
standen, wenn das Landesarbeitsgericht hier ein schutzwürdiges 
Vertrauen des Klägers auf das Unterbleiben einer Kündigung ver­
neint hat.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 11. April 1995 unter 
Beweisantritt vorgetragen, dem Kläger sei unmittelbar nach seiner 
Anhörung vor dem Ehrenausschuß im November 1992 durch den stell­
vertretenden Vorsitzenden des Ausschusses mitgeteilt worden, daß 
der Ehrenausschuß über die Frage der Zumutbarkeit einer Weiterbe­
schäftigung des Klägers noch kein Votum gefällt, sondern Nachre­
cherchen beim Bundesbeauftragten durch ein zweites Auskunftsersu­
chen veranlaßt habe. Der Kläger hatte zwar zuvor behauptet, ihm 
sei weder mitgeteilt worden, daß ein weiteres Auskunftsersuchen
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an den Bundesbeauftragten gerichtet werde, noch habe man ihm zur 
Kenntnis gegeben, daß ein zweiter Auskunftsbericht im Herbst 1993 
Vorgelegen habe. In seiner Erwiderung vom 8. Mai 1995 auf den 
Schriftsatz der Beklagten vom 11. April 1995 hat er aber das nun­
mehr unter Zeugenangaben präzisierte Vorbringen der Beklagten 
nicht mehr bestritten und er hat für das Gegenteil keinen Beweis 
angetreten, obgleich die Beweislast bei ihm lag (vgl. BAG Urteil 
vom 20. Mai 1988 - 2 AZR 711/87 - AP Nr. 5 zu § 242 BGB Prozeß­
verwirkung, unter II 4 c aa der Gründe; BGH Urteil vom 19. Mai 
1958 - II ZR 53/57 - NJW 1958, 1188).

Davon, daß die Beklagte vor einem Votum des Ehrenausschusses 
über eine Kündigung entscheiden würde, konnte der Kläger nicht 
ausgehen; es besteht kein Anhaltspunkt und der Kläger hat nichts 
dafür vorgetragen, daß die Beklagte solches zu erkennen gegeben 
hätte. Der Kläger wußte auch aufgrund des ersten Auskunftsersu­
chens, daß eine Antwort des Bundesbeauftragten lange Zeit auf 
sich warten lassen konnte. Später konnte der Kläger aus dem Um­
stand, daß die Beklagte sich bemühte, ihn anderweitig unterzu­
bringen und mit dem Ansinnen eines Aufhebungsvertrages an ihn 
herantrat, entnehmen, daß der Bestand seines Arbeitsverhältnisses 
weiterhin gefährdet war und aus der Sicht der Beklagten noch 
nicht sicher feststand. Der Kläger konnte demnach kein schutzwür­
diges Vertrauen darauf entwickeln, die Beklagte werde seine frü­
here MfS-Betätigung nicht mehr zum Anlaß einer Kündigung nehmen. 
Er konnte dies auch nicht hinsichtlich der fehlenden Angaben im 
Personalfragebogen. Mag die Beklagte ursprünglich auch davon aus­
gegangen sein, auf diesen Vorwurf allein könne sie eine Kündigung
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nicht mit Erfolg stützen, so besteht doch kein hinreichender An­
haltspunkt dafür, daß die Beklagte einen Vertrauenstatbestand da­
hingehend gesetzt hat, sie werde speziell diesen Vorwurf bei 
einer spätiereTi Kündigung nicht - auch nicht unterstützend - zur 
Begründung heranziehen. Der Verwirkungseinwand greift somit weder 
allgemein noch bezogen auf den speziellen Kündigungsgrund der 
Nichtbeantwortung der Fragen zu Nr. 18 bis 20 des Personalfrage­
bogens durch.

3. Mit Recht rügt die Revision allerdings, das Landesarbeitsge­
richt habe § 1 Abs. 2 KSchG fehlerhaft angewendet, die soziale 
Rechtfertigung der streitigen Kündigung lasse sich nicht mit der 
Nichtbeantwortung jener Fragen begründen.

a) Die Frage der Sozialwidrigkeit einer Kündigung unterliegt im 
Revisionsverfahren nur einer eingeschränkten Nachprüfung. Da es 
sich um die Auslegung eines unbestimmten Rechtsbegriffs handelt, 
kann das Revisionsgericht nur nachprüfen, ob das Berufungsgericht 
den Begriff der Sozialwidrigkeit verkannt hat und ob die Unter­
ordnung des Sachverhalts unter die Vorschrift des § 1 KSchG Denk­
gesetzen oder Erfahrungsregeln widerspricht; wenn das Berufungs­
gericht von dem richtigen Begriff der Sozialwidrigkeit ausgegan­
gen ist, beruhen die Erwägungen, ob die dafür maßgeblichen tat­
sächlichen Voraussetzungen Vorgelegen haben, nur dann auf einer 
Rechtsverletzung, wenn der Tatsachenrichter nicht alle maßgeben­
den Umstände berücksichtigt, den ihm vorbehaltenen Beurteilungs­
spielraum überschritten hat oder wenn ihm bei den tatsächlichen 
Feststellungen Verfahrensverstöße unterlaufen sind, die von der

_ i o _
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Revision ordnungsgemäß gerügt worden sind (ständige Rechtspre­
chung, vgl. z.B. BAGE 48, 314, 319 = AP Nr. 7 zu § 1 KSchG 1969 
Soziale Auswahl, zu B I 1 der Gründe; KR-Etzel, 4. Aufl., § 1 
KSchG Rz 225, m.w.N.). Auch dieser eingeschränkten Überprüfung 
hält das angegriffene Urteil aber nicht stand.

b) Schon den Prüfungsmaßstab nach § 1 Abs. 2 KSchG dürfte das 
Landesarbeitsgericht verkannt haben, wenn es im Rahmen seiner 
Würdigung der ordentlichen Kündigung mehrfach auf die einschlägi­
ge Rechtsprechung des Achten Senats des Bundesarbeitsgerichts zu 
Art. 20 Anl. I Kapitel XIX Sachgeb. A Abschn. Ill Nr. 1 Abs. 4 
und 5 des Einigungsvertrages Bezug nimmt, obwohl die Vorschriften 
über die ordentliche Kündigung nach dem Einigungsvertrag zur Zeit 
der hier ausgesprochenen Kündigung nicht mehr galten. Der Senat 
hat bereits in anderem Zusammenhang (vgl. Urteil vom 11. Mai 1995 
- 2 AZR 683/94 - AP Nr. 50 zu Einigungsvertrag Anlage I Kap. XIX) 
darauf hingewiesen, daß wegen des langen zeitlichen Abstandes 
seit der Wende sogar die Anforderungen, die an eine nach dem 
2. Oktober 1992 ausgesprochene Kündigung gemäß Abs. 4 EV zu stel­
len sind, den - höheren - Voraussetzungen des § 1 KSchG weitge­
hend anzunähern sind. Der Senat hat das damit begründet, es dürfe 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß der öffentliche Arbeitgeber 
über einen längeren Zeitraum hinweg die Möglichkeit gehabt habe, 
die persönliche Eignung des Arbeitnehmers für eine Weiterbeschäf­
tigung selbst zu erproben (vgl. auch Senatsurteil vom 13. Juni 
1996 - 2 AZR 483/95 - zur Veröffentlichung vorgesehen).

Mit der vom Landesarbeitsgericht gegebenen Begründung läßt 
sich die Kündigung.des beklagten Landes nach § 1 KSchG weder
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unter personenbedingten noch unter verhaltensbedingten Gesichts­
punkten rechtfertigen.

c) Die Nichtbeantwortung von Fragen im Personalfragebogen ist 
entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts kein Verhalten, 
das auf Unehrlichkeit als charakterlichen Mangel und damit auf 
einen Kündigungsgrund in der Person des Klägers schließen lassen 
könnte. Die Nichtbeantwortung der Fragen steht der wahrheitswid­
rigen Verneinung nicht gleich. Sie zeigt eher im Gegenteil, daß 
der Kläger vor Lügen zurückschreckte und, wenn auch indirekt, 
einen Hinweis darauf gab, daß hinsichtlich früherer MfS-Kontakte 
"etwas gewesen sein könnte". Anderes läßt sich auch der abschlie­
ßenden Versicherung des Klägers nicht entnehmen, "vorstehende An­
gaben vollständig und wahrheitsgemäß gemacht zu haben". Diese 
Versicherung ist auslegungsfähig. Da die Nichtbeantwortung der 
Fragen Nr. 18 bis 20 offensichtlich war, kann die Versicherung 
sich erkennbar nur auf die Angaben beziehen, die der Kläger in 
dem Personalfragebogen tatsächlich gemacht hatte.

d) Die Nichtbeantwortung der Fragen stellte auch keinen Grund 
im Verhalten des Klägers dar, der die streitige Kündigung bedingt 
hätte. Zwar war die Nichtbeantwortung pflichtwidrig (vgl. BAG Ur­
teil vom 26. August 1993 - 8 AZR 561/92 - BAGE 74, 120, 125 f. = 
AP Nr. 8 zu Art. 20 Einigungsvertrag, unter B II 5 der Gründe; 
Urteil vom 7. September 1995 - 8 AZR 828/93 - AP Nr. 24 zu § 242 
BGB Auskunftspflicht, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung vorgesehen). Die Beantwortung hätte aber auf eine ent­
sprechende Aufforderung der Beklagten hin nachgeholt werden kön-
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nen, ohne daß dies die Kündigungsentscheidung der Beklagten er­
heblich verzögert oder sonst einen schwerwiegenden Nachteil für 
die Beklagte verursacht hätte. Nach dem das gesamte Kündigungs­
recht beherrschenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit war die 
Beklagte deshalb gehalten, den Kläger abzumahnen, bevor sie das 
genannte Fehlverhalten des Klägers zum Anlaß für eine Kündigung 
nahm. Dies gilt um so mehr, als die Zulässigkeit der Fragen zur 
damaligen Zeit streitig und höchstrichterlich ungeklärt war. Ent­
gegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts hat der Kläger auch 
in seinem Schriftsatz vom 21. März 1995, auf den das Landesar­
beitsgericht wegen der Einzelheiten des Parteivorbringens im Tat­
bestand des angefochtenen Urteils Bezug genommen hat, ausdrück­
lich vorgetragen, er sei damals davon ausgegangen, daß er das 
Recht habe, die Antwort auf die entsprechenden Fragen zu verwei­
gern. Die Beklagte hätte mit einer Abmahnung deutlich machen müs­
sen, daß sie diese Auffassung nicht teile, um dem Kläger vor 
Augen zu führen, daß er die Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
riskiere, wenn sich seine Rechtsansicht als unzutreffend erweisen 
sollte. Daß eine derartige Abmahnung den Kläger nicht dazu hätte 
bewegen können, die Beantwortung der Fragen - sei es auch unter 
Protest - nachzuholen, ist nicht ersichtlich, zumal er mit einem 
Auskunftsersuchen der Beklagten an den Bundesbeauftragten rechnen 
mußte.

4. Nicht auseinandergesetzt hat sich das Landesarbeitsgericht 
mit der früheren Betätigung des Klägers für das MfS als (perso­
nenbedingtem) Kündigungsgrund. Insoweit wäre jedoch zugunsten des 
Klägers zu berücksichtigen, daß seine MfS-Betätigung lange zu-
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rücklag, daß dem einzigen vom Kläger gefertigten Bericht kein de-
f

nunziatorischer Charakter beigemessen werden kann, sondern daß 
dieser Bericht - insbesondere pnter Berücksichtigung der subjek­
tiven Sicht des Klägers - nichtssagend und harmlos war und wohl

!kaum geeignet gewesen sein dürfte, seinem Vetter oder anderen 
Personen zu schaden. Ferner spricht für den Kläger, daß er sich 
nach relativ kurzer Zeit einer weiteren Betätigung für das MfS 
verweigerte, daß aus dem weiteren Verhalten des Klägers vor und 
nach der Wende nichts bekannt ist, was seiner Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst entgegenstehen könnte, daß nach dem unbe­
strittenen Vortrag des Klägers seine Kollegen nach dem Bekannt­
werden seiner früheren Betätigung für das MfS seine Integrität 
nicht in Zweifel zogen und schließlich, daß die Beklagte selbst - 
wenn auch in dem Bestreben, den Kläger anderweitig unterzubringen 
- in den Schreiben vom 26. Oktober 1993 und vom 6. Januar 1994 
zum Ausdruck brachte, die Auskünfte des Bundesbeauftragten stün­
den einer Beschäftigung des Klägers im öffentlichen Dienst nicht 
entgegen. Daß trotz dieser Umstände das Interesse der Beklagten 
an der Beendigung des Arbeitsverhältnisses überwiegen könnte, er­
scheint kaum vorstellbar.

Davon abgesehen ist eine Zurückverweisung der Sache an das 
Landesarbeitsgericht gemäß § 565 Abs. 1 Satz 1 ZPO schon deshalb 
nicht geboten, weil sich die Beklagte auf die frühere Betätigung 
des Klägers für das MfS aus personalvertretungsrechtlichen Grün­
den nicht berufen kann (§§ 84, 89 Abs. 1 PersVG Berlin, § 108 
Abs. 2 BPersVG, vgl. BVerfG Beschluß vom 27. März 1979 - 2 BvL 
2/77 - BVerfGE 51, 43, 54 = AP Nr. 1 zu § 108 BPersVG, zu B I der
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Gründe und Senatsurteil vom 25. April 1996 - 2 AZR 609/95 - DB 
1996, 1780, auch zur Veröffentlichung auch in der Amtlichen Samm­
lung vorgesehen, zu II 4 der Gründe, m.w.N.); zu diesem Kündi­
gungsgrund hat sie nämlich den Personalrat nicht beteiligt, viel­
mehr hat sie im Anhörungsschreiben vom 8. März 1994 nur die 
"Fehiangabe im Fragebogen" als Kündigungsgrund angegeben, und 
auch aus dem im Entwurf beigefügten Kündigungsschreiben mußte der 
Personalrat entnehmen, daß dem Kläger nicht wegen seiner früheren 
MfS-Betätigung gekündigt werden sollte.

Etzel Bitter Fischermeier
Piper Nipperdey
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